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Die deutschen Sprach-
schulen stellen sich den
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Die Vancouver Westside
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erfahren Sie mehr.
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Deutsche Soldaten schützen Israel
Umfrage: 64% der Deutschen lehnen den Einsatz ab

Prost Mädels! Das 173. Münchner  Oktoberfest hat am 17. September begonnen. Bis zum 3.
Oktober werden mehr als sechs Millionen Besucher erwartet. Auf Seite 21 erfahren Sie mehr.

Berlin - (cw/ho). Wenn Israels
Staatsgründer David Ben-Gur-
ion in den 50ern seine Annähe-
rung an die Deutsche Bundes-
republik verteidigte, dann sprach
er immer vom „anderen Deutsch-
land“, dem „Deutschland Ade-
nauers und der Sozialdemokra-
ten“. Wie es die Geschichte will,
ist es heute eine konservative
Kanzlerin, die zusammen mit
den Sozialdemokraten eine Zä-
sur im deutsch-israelischen Ver-
hältnis herbeiführt. Zum ersten
Mal in der Nachkriegszeit wer-
den deutsche Soldaten ausge-
sandt, um Israels Grenze sichern
zu helfen. Und es ist schon über-
raschend, dass die Israelis damit
viel weniger Probleme haben als
die Deutschen. Einer neuen Um-
frage zufolge lehnen 64 Prozent
der Deutschen den Einsatz ab.
Diese Mission bildet den
Schlussstein einer Neudefinition
der deutschen Außenpolitik, die
vor sieben Jahren mit dem Ko-
sovokrieg begann. Auch wenn

die viel beschworene „Normali-
sierung“ mehr Sehnsuchtsbe-
griff bleibt als Abbildung deut-
scher Realitäten, so lässt sich
doch feststellen: Die Aufgaben,
die die Bundesrepublik inzwi-
schen global übernimmt, nähern
sich dem, was man vom größten
Staat in Europa und einem der
wirtschaftlich und politisch be-
deutsamsten Länder der Erde
erwarten kann. Dazu gehören
immer öfter friedenserhaltende
oder friedenserzwingende Ein-
sätze der Bundeswehr.

Dennoch müssen die Skepti-
ker ernst genommen werden.
Tatsächlich sind die Begründun-
gen dieser Einsätze oft ad hoc,
manchmal gar im Gewand über-
staatlicher Notstände, über die
Deutschen gekommen. Im Koso-
vo musste es schon die Verhin-
derung eines zweiten Völker-
mordes sein, mit dem Rot-Grün
argumentierte, in Afghanistan
ist es der Kampf gegen den Ter-
ror, im Kongo die Stärkung der

EU-Außenpolitik, und bald in
Darfur wird abermals ein Geno-
zid zu stoppen sein. Das Durch-
einander von Argumenten er-
weckt den Eindruck, Berlin ent-
scheide über Auslandseinsätze
ohne klare Kriterien. Auch bei
der Libanon-Mission wird von
Befürwortern wie Gegnern
hauptsächlich die Schoah ange-
führt – ein quasi überpolitischer
Begründungszusammenhang.
Dabei würde eine realpolitische
Betrachtung zu keinem anderen
Ergebnis führen als eine mora-
lisch-historische.

Berlins Politikern dürfen also
bei Auslandseinsätzen durchaus
auch mit deutschen Interessen
argumentieren. Denn gibt es in
Nahost wieder einmal Krieg,
steigt nicht nur der Preis des Öls
– das Schmiermittel der deut-
schen Wirtschaft – als Erstes
klopfen die Flüchtlinge auch an
die Pforten Europas, dessen Si-
cherheit als Nachbar ohnehin
direkt berührt ist. Dort für Sta-

bilität zu sorgen, hilft nicht nur
dem Libanon, ein echter Staat zu
werden, und Israel, seine Gren-
zen sicherer zu machen. Es ist
außerdem ein Beitrag zur Ein-
dämmung der destruktiven
Kräfte der Region. Die schiere
Nähe verbietet es Europa, sich
vor dieser Stabilisierungsaufga-
be zu drücken.

Im Libanon wird aber auch
das alteuropäische Politikmo-
dell getestet. Die USA und Groß-
britannien sind nicht Teil der
Unifil-Mission, weil der Irak-
krieg ihrem Image in der arabi-
schen Welt sehr geschadet hat.
Nun müssen die Kontinentaleu-
ropäer zeigen, dass ihr Mix aus
Politik und militärischem Enga-
gement besser funktioniert als
der der Angelsachsen. Das
deutsch-israelische Sonderver-
hältnis gibt dem Ganzen zwar
eine geschichtsmetaphysische
Note. Die Libanon-Mission wird
aber darüber hinaus erweisen,
wie erfolgreich deutsche und eu-
ropäische Außen- und Sicher-
heitspolitik sein kann in einer
Region, die Europas Sicherheit
unmittelbar tangiert.

New York - (AP).  Trotz aller
Weltkrisen reden bei den Verein-
ten Nationen derzeit alle nur über
das eine: Wer wird Nachfolger
von Generalsekretär Kofi Annan?
Der Ghanaer hört zum Jahresen-
de nach zehnjähriger Amtszeit
auf. Der Wechsel an der Spitze
steht aber offiziell auf keiner Ta-
gesordnung der Generalver-
sammlung.  - Auch Außenminis-
ter Frank-Walter Steinmeier wur-
de bereits in die Spekulationen
einbezogen, kaum dass er am 19.
September zur Teilnahme an der
Versammlung in New York ange-
kommen war. Dem SPD-Politiker
wurde bereits unterstellt, dass er
als Nachfolger den südkoreani-
schen Außenminister Ban Ki
Moon den geeignetsten Kandida-
ten halte. Die Franzosen halten
dagegen offenbar den indischen
UN-Diplomaten und möglichen
künftigen Friedens- oder Litera-
turnobelpreisträger Sashi Tharoor
für den besten Kandidaten.

Nachfolge von
Kofi Annan?


